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Rechnungsprüfungsausschuss
Entwurf (Teil Beratung Jahresbericht der Rechnungsprüfung)

Schlussbericht
über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sowie über den Jahresbericht der Rechnungsprüfung des Landschaftsverbandes Rheinland für das Haushaltsjahr 2007

Gemäß § 18 (5) der Rechnungsprüfungsordnung des Landschaftsverbandes Rheinland in der Fassung vom 10.03.2008 legt der Rechnungsprüfungsausschuss dem Landschaftsausschuss folgenden Schlussbericht als Grundlage zur Beschlussfassung zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Beschlussfassung über die Entlastung des Direktors des Landschaftsverbandes Rheinland durch die Landschaftsversammlung vor:
1.
Nach § 101 (1) GO NRW prüft der Rechnungsprüfungsausschuss, ob der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage  unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt.

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich zur Durchführung dieser Aufgaben 
gemäß § 101 (8) GO NRW i.V.m. § 103 (1) Nr. 1 GO NRW der örtlichen Rechnungs-
prüfung bedient.

2.
Die Prüfung des Jahresabschlusses wird unterstützt durch planmäßige, risikoorientierte Prüfungen, Beratungen und Projektbeteiligungen der Rechnungsprüfung, die jährlich aufgrund des vom Rechnungsprüfungsausschuss beschlossenen Prüfungsplanes durchgeführt werden.

3.
Das Ergebnis zu Ziffer 1 ist im Bericht zur Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 2007 dokumentiert.

4.

Die wesentlichen Prüfungsergebnisse zu Ziffer 2 sind in dem Bericht des Fachbereiches Rechnungsprüfung über Prüfungen, Beratungen und Projektbeteiligungen 2007 (Jahresbericht) aufgeführt, der den Mitgliedern der Landschaftsversammlung zugeleitet worden ist.

5.
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat den Jahresbericht in seiner Sitzung am 19.09.2008 eingehend beraten. 
Die Beratung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes erfolgt am 24.10.2008.
6.
Die Beratungen im Rechnungsprüfungsausschuss zu Ziffer 2 haben zu folgenden Ergebnissen geführt:

6.1
Verwendung der Ausgleichsabgabe ( S. 7 und S. 27 des Jahresberichtes)

Die Rechnungsprüfung hat festgestellt, dass das Ziel, dauerhafte Arbeitsplätze für schwer behinderte Menschen zu schaffen, trotz des hohen Fördermitteleinsatzes in etlichen Fällen nicht erreicht wurde. Die Verwaltung sagte die Beseitigung der Mängel in der Sachbearbeitung und die Verbesserung der Kontrollmaßnahmen zu. Der Rechnungsprüfungsausschuss bittet die Rechnungsprüfung um Prüfung des Erfolges dieser Maßnahmen in zwei Jahren.
6.2
DV-Programmprüfung zum NKF (S. 10 und S. 11 des Jahresberichtes)

Der Rechnungsprüfungsausschuss nimmt kritisch zur Kenntnis, dass die durch den Gesetzgeber vorgegebenen Anforderungen mit den vorliegenden DV-technischen Systemen in Teilbereichen bisher nicht automatisiert erfüllt werden können.

Der Rechnungsprüfungsausschuss erwartet, regelmäßig über die Anpassung der DV-Systeme für NKF-Zwecke informiert zu werden.

6.3
Arbeitssicherheit (S. 15 des Jahresberichtes)


Der Rechnungsprüfungsausschuss hebt positiv hervor, dass das Produkt „Arbeitssicherheit“ mit dem derzeit eingesetzten Personal wirkungsvoll und wirtschaftlich bearbeitet wird.

6.4
Begleitung von Projekten (S. 16 und S. 17 des Jahresberichtes)

Der Rechnungsprüfungsausschuss begrüßt die Begleitung von Projekten durch den Fachbereich Rechnungsprüfung.

6.5
Kontrolldichte bei Umgang mit Bargeld (S. 21, 22, 35 und  S. 40 des Jahresberichtes)


Hinsichtlich des Umgangs mit Bargeld weist der Ausschuss nachdrücklich darauf hin, dass die Prüfungsergebnisse deutlich gemacht haben, dass diese Geschäftsprozesse immer mit höchster Sensibilität und Kontrolldichte zu begleiten sind.
6.6
Nachbearbeitung von Prüfungen aus Vorjahren (S. 25 und S. 26 des Jahresberichtes)


Zur Nachbearbeitung von Prüfungen aus den Vorjahren merkt der Ausschuss an, dass beharrliches Aufarbeiten offener Punkte nicht die bloße Erfüllung von ordnungs- und rechtmäßigem Verwaltungshandeln bedeutet, sondern sich auch finanziell lohnt.

6.7
Rheinland Kultur GmbH (S. 41 bis S. 43 des Jahresberichtes)

Der Ausschuss hält es für bedenklich, dass die Prüfungsfeststellungen wesentliche Defizite in den Managementleistungen der RKG aufzeigen. Der Rechnungsprüfungsausschuss erwartet, dass eine erneute Prüfung des Personalwesens der RKG in zwei Jahren keine nennenswerten Beanstandungen zur Folge hat.
